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Politische Justiz in Gießen und Umgebung 
während der NS-Zeit* 

Wolfgang Form 

Einleitung 

Die politische NS-Strafjustiz ist ein Forschungsgegenstand, der seit 
einigen Jahren mit unterschiedlichen Schwerpunkten bearbeitet wird. Für 
das Gebiet des heutigen Bundeslandes Hessen gibt es bisher keine um- 
Edssende Studie zu dieser Thematik. Seit Sommer 1998 wird in einem von 
der Deutschen Forschungsgemeinschafi in Zusammenarbeit mit dem Land 
Hessen und der Philipps-UniversitZLt Marburg finanzierten For- 
schungsprojekt dieser Teil der hessischen Geschichte eingehend erforscht. 
Die Vorarbeiten begannen allerdings wesentlich fiüher. Zwei 
Forschungsabschnitte konnten in einer Vorstudie, die das Hessische 
Ministerium fur Wissenschaft und Kunst seit 1996 finanzierte, in Angriff 
genommen werden: 

1. Werkzeug: Die Voraussetzung einer gründlichen Analyse der poli- 
tischen NS-Justiz ist die Erhebung aller überlieferten Verfahren der 
"politischen" Gerichte und damit in erster Linie die des Volksgerichtshofs, 
der wiederum eine große Zahl von Verfahren an Oberlandesgerichte abgab 
(regionalisierte). Um eine große Zahl von gleichförmigen Daten erfassen 
zu können, galt es eine komplexe digitale Verarbeitungsgrundlage in Form 
einer relationalen Datenbank zu entwerfen, die in der Lage war, die 
Zielsetzungen zu bewältigen und Air modifizierte Fragestellungen offen zu 
sein. 

2. Material: Die in den hessischen und überregionalen Archiven vor- 
handen Quellen mußten möglichst vor Beginn der Forschungen gesichtet 
und durchgesehen werden. Dabei gab es ein wesentliches Problem zu 
losen, den Umstand nämlich, daß durch Kriegseinwirkungen die Unter- 
lagen des Oberlandesgerichtes Kassel anniihernd giidich und die des 
Oberlandesgerichtes Darrnstadt zum überwiegenden Teil vernichtet 
worden waren. An dieser Stelle muß dem Hessischen Hauptstaatsarchiv in 
Wiesbaden Dank gesagt werden. Im Rahmen des Dokumentations- 
projektes Widerstand und Verfolgung unter dem Nationalsozialismus in 

* 
Der Text ist eine aberarbeitete Fassung eines Vortrages, der vom Verfasser am 28. 
September 1999 bei der Chnst1.-JUdischen Gesellschafi in Gießen gehalten wurde. 
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: smme-nd lassen sich folgende zentrale Zielsetzungen des For- 
I SCJiungspmjekts beschreiben: 

Ausgm~unkt ist die Untenuchung der Ver8nderungen in der o w -  
L I ~nisatorigchm uad personellen Stukturierung der Justiz in .den eqkn 

Mo~ll~ten des NS-Regimes - auf der Ebene der drei e h p g e n  Ober- 
. ' landcsgsrkhtssbezire Darmstadt, FninlouiUM. und Kassel. Dabei solldie 
; nicht isoliert, sondern als Teil eines Verfoipgsapparaüs 
I untersucht werden, zudem auch andere Institutionen9 wie die.poWs~he 

Polizei, gehtkten. Die Ausschalhing jeglich@ Opposition wurde zam einen 
' 

aufgnmd ordentlicher und ~0ndergericIrtl'icher Verftdmm und mpn anderen 
.\ durch die Anwend von Schut&af€ organisiert und uqpsdzk Ziel) ist 
i es auf die regionalen ""B esonderheiiten des ebenso von Konkmmz wie von 

: i 8Kmperatb gekemicheten VerWtnisses zwischen Justiz und Polizei 
aufbabm W machen und in den  es-nhang 8er 

1 vielschichtigen H-haftsbeziehungen des NS-Regimes zu &llen. - 
t 

i Die Spruchtiitigkeit der Oberlandesgerichte Damstadt und Kassel 
iind des Voiksgerichtshofs fiir den Zeitraum 1933 - 1945. 

Die NS-Justiz spielte eine zentrale Rolle bei der Verfolgung der 
Regimegegner. Im Mittel& steht die Enrrhcidungspraxis des Volks- 
gerich@hofS und der Oberlandesgerichte (law in action). Es geht im 
qesentlichen um dui Straftatbesthde H&- und Landesverrat >ynd (ab 

I j 1943) Wehr--% aber auch .um das zwamnenspkl mit a n d w  . 

1 ' No=. Die Ahndung, dieser StmfWm gehsrte ab April. 1934 in die 
.i emtins@mziPi Zuirtändigkeit des Volk%gerichtshofs, desmn Arklageb 
! W e  (OWchsmdtsch&) die Strafbfolgung alledhgs in p B e m  ' 
"Umfang an Obetlaudesgerichte Wrtnig. Aus dem VsrgEeich der Ver- ! oibrco vor - vollr~gerichtshof u ~ d  .denen b w e s g e r i . c h t e .  

, !  Darmotadt und Kassel Wird sich der jeweils spezifische CInara)-er 
; (W-s) der Instanzen herausarbeiten lassen. Die Staatsahwalt- 
1 
1 wha- bei den Land@chtedSafider@chten und Oberhxh~grichten 
t sind in dieseix.2-m exponierte Entscheidungs- und Schalt- 

stefien, deren Arbeit es auf'dem Hinteqpmd ihtei W e h q s ~ ~ e i t  . 
: gegenUber vorgwtzbn BehUrdm (bis hin zum direkten Eingriff in 

laufende Verfahren durch dar ReichsjustiPainiMum) zu explizieren gilt. 
: Auf der Grundlage einer quantitativen Auswertung aller zur VsrAigung 
; stehender Adclqpshriftea und Urteile werden\ die 'in politischen 

Strafwhen einbez;o%enen Gruppen und ~ ~ p m s o n e n  sowie die der 
. I Aburteilung zugmndeii6genden Straftatbestande (Normen, .Delikte und 

L 

: Anmerkuog: heute gibt es nur noch das Oberlmdesgdcht Frankfiirt aM, 
I 
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Der Ausnahmezustand wird zur Normalität - NS-Terror 
gegen die politische Opposition 

Bevor auf ausgewählte Teilergebnisse der Studie und regionale Be- 
sonderheiten (Gießen-bezogene Spezifika) eingegangen wird, soll ein 
kurzer Überblick zur Entwicklung der Verfolgung der politischen Oppo- 
sition bzw. derjenigen, die mit der politischen Justiz anderweitig in 
Berührung kamen, gegeben werden. 

Zu Beginn der Verfolgungspraxis des NS-Regimes stand die Zerstö- 
rung der sozialen Netzwerke der Parteien des linken politischen Spek- 
trums. Der Anspruch auf gewaltsame Auflösung der Strukturen der 
sozialdemokratischen, linkssozialistischen und kommunistischen Organi- 
sationen ergab sich dabei schlüssig aus einer der zentralen Zielsetzungen 
des Nationalsozialismus: Der Herstellung der deutschen Volksgemein- 
schaft, bestehend aus Führung und Gefolgschaften, die das Ende jeder Art 
von Klassenkonflikten zum Inhalt haben sollte. Die Exponenten jeder 
nicht ins System integrierbaren Opposition standen dabei von vornherein 
unter einer existenziellen Bedrohung. Diese konnte vom Verlust des 
Arbeitsplatzes, über "Prügelstrafen" durch NS-Rollkommandos, lang- 
jährige Haftstrafen in Zuchthäusern oder Straflagern bis hin zur physi- 
schen Vernichtung reichen. 

Die Regierung Hitler bediente sich bei der Durchsetmng ihrer vor- 
rangigen politischen Maßnahmen, die wächs t  in der Zerschlagung der 
KPD bestehen sollten, des bekannten Instrumentariums der reichspräsi- 
dialen Notverordnungen (Art. 48 Weimarer Reichsverfassung). Zeitgleich 
mit der Regierungserklärung schickte der Kommissar des Reichs beim 
Preußischen Innenministerium am 1 .  Februar 1933 einen Funkspruch an 
die Regierungen und Polizeibehörden, der zu umfassenden Verbots- und 
Überwachungsrnaßnahmen gegen die KPD aufrief. Zu Verhaftungen ihrer 
Anhänger kam es aber nur vereinzelt. Im Raum Hanau wurden aufgrund 
der Verordnung zum Schutze des deutschen Volkes vom 4. Februar 1 9 3 3 ~  
um den 9. Februar 45 KPD-Funktionäre verhaftet, bei denen es sich 
überwiegend um Kandidaten für die bevorstehenden Reichstags- und 
Kommunalwahlen handelte. Durch Verordnung des 
Regierungspräsidenten in Kassel vom 8. bzw. 15. Februar 1933 wurde 
darüber hinaus die Publikationstätigkeit der Partei scharf reglementiert: 
Gegen nicht weniger als 42 Druckschriften wurden Verbotsverfügungen 
erlassen, die sich, mit Ausnahme der Wochenschrift "Das Reichsbanner" 
(SPD), ausschließlich gegen kommunistische Veröffentlichungen 



richteten. Im Main-Taunus-Kreis fand die letzte Versammlung der KPD 
am 23. Februar 1933 in Eppstein statt zum Thema: "Einheitsfront und der 

-4 
4 

neue Reichstag". Nachdem der Redner Wilhelm Höhn (Frankfurt/M.) die 4 
Hitler-Regierung als Lakaien des Großkapitals bezeichnet hatte, gegen die i 

i 
eine "Einheitsfront auf kommunistischer ~ r u n d l a ~ e " ~  gefllhrt werden 
müsse, löste der protokollierende Landjäger die Versammlung auf. 1 

1 
Die Geschehnisse nach dem Reichstagsbrand in der Nacht vom 27. auf 

den 28. Februar 1933 hoben die gesamte Verfolgungspraxis des NS- 
Regimes auf eine neue Qualität. Aufgrund der Notverordnung vom 28. 
Februar 1.933, der sogenannten Reichstagsbrandverordnung, wurden ver- 
folgungshinderliche Artikel der Weimarer Verfassung außer Kraft gesetzt 
(Freiheit und Unverletzbarkeit der Person, Briefgeheimnis, Meinungs- 
freiheit, Versammlungsfreiheit und Verbot der ~ensur)? Wen diese Ver- 
ordnung zuallererst treffen sollte, dokumentiert unzweideutig die Präam- 
bel: "Aufgrund des Artikels 48 Abs. 2 der Reichsverfassung wird zur 
Abwehr kommunistischer staatsgefähtdender Gewaltakte folgendes ver- 
ordnet (...).N~ Maßgeblich Air die bereits am gleichen Tag einsetzenden 
Verhaftungen war die Beseitigung des Art. 114 der Weimarer Reichsver- 
fassung, der Schutz der Unverletzbarkeit der Person, nach dem die Poli- 
zeihaft maximal 48 Stunden dauern durfte. Nun konnte ein Festge- 
nommener auf beliebig lange Zeit und ohne Einspruchsmöglichkeiten 
inhaftiert bleiben bzw. nach einer verblißten Strafe oder einem richter- 
lichen Freispruch postwendend verhaftet werden (Schutzhaft). 

Praktisch zeitgleich mit dem Inkrafttreten der Reichstagsbrandver- 
ordnung erfolgte im gesamten Reichsgebiet eine bis dato nicht gekannte 
konzertierte Verfolgungswelle durch Polizei und NS-Verbände. In den - 41 

Monaten Februar bis Apql 1933 wurden in Preußen etwa 25.000 Personen .E 
in Schutzhaft genommen, vor allem Mitglieder der KPD, der SPD und der 
Gewerkschaften. Im Volksstaat Hessen erging am 1. März 1933 auf 

HHStAW Abt. 425 Nr. 403. 
5 1 der Reichstagsbrandvemrdnung: "Die Artikel 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 
werden bis auf weiteres außer Kraft gesetzt. Es sind daher Beschr&kungen der 
persönlichen Freiheit, des Rechts der h i e n  Meinungsäußening, einschließlich der 
Pressehiheit. des Vereins- und Versammimasrechts, Eimiffe in das Brief-. Post-, - - 
~elegraphen--und Fernsprechgeheimnis, ~noFdnun~en von Haussuchungen G d  von 
Beschlamahmen sowie Beschr$nkun~en des Eizentums auch außerhalb der sonst hier- 
für besgmmten gesetzlichen Grenzen~mllässig."~~amit wurden Freibriefe vor allem für 
die Polizei ausgestellt, mit denen sie quasi uneingescMInkte Kontrolle Uber die 
Bev6lkerung und deren Tun erhielt. Vor allem nicht geduldeten Organisationen, Par- 
teien und Verbänden wurde die staatlich garantierte Existenzberechtigung genommen. 
Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat. RGBI. I S. 83. 
Rolf EngeWolfgang Form: Kommunistischer Widerstand und NS-Verfolgungs- 
praxis in Hessen, in: Renate Knigge-Teschel Axel Ulrich (Hrsg.): Verfolgung und 
Widerstand 1933 - 1945 in Hessen. Frankfurt a.M. 1996, S. 220 f. 
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Weisung des Reichsinnenrninisters ein Erlaß, der jedes Auftreten der KPD 
im Wahlkampf verbot und die Kreisämter damit beauftragte, kom- 
munistische Publikationen und Plakate einzuziehen. Die Laridesgen- 
darrnerie des Kreisamts Friedberg z.B. führte in 25 Gemeinden am 2. und 
3. März bei Uber 70 Personen, zumeist örtlich bekannten KPD-Mitgliedern 
und Gerneinderatskandidaten, intensive Durchsuchungsaktionen durch. 
Mitte März 1933 wurden auf Anordnung des Staatskommissars fur das 
Polizeiwesen in Hessen, Werner Best, Schutzhaftbefehle gegen alle 
kommunistischen Reichs- und Landtagswahlkandidaten erlassen. In 
Kassel besetzte man das Biim der KPD-Bezirksleifidng und stellte Ca. 9 
Zentner Flugschriften, Plakate und Zeitungen sicher. In Mörfelden sollen 
im März und April 1933 60 bis 70 Personen verhaftet worden sein, von 
denen ein großer Teil später in das KZ Osthofen eingeliefert worden sind. 
Das KZ9thofen war administrativ auch fllr Gießen und Umgebung 
zuständig. 

Signifikant für diese erste Repressionswelle war das ungehemmte 
Vorgehen der SA und SS, die bei Verhaftungen häufig Regie führten und 
vor der polizeilichen Inhaftnahme nicht wenige Personen in NS-Folter- 
stätten - "Wilden KZ's" - mißhandelten. Der nationalsozialistische Tenor 
blieb der Öffentlichkeit nicht verborgen, löste aber in der bürgerlichen 
Anhängerschaft der nationalen Parteien nur geringe Irritationen aus. 
Immerhin, so die Zeitschrift "Das evangelische Hanau" in ihrer 
Märzausgabe, bestimmten nun "Dissidenten und glaubenslose Juden ... 
nicht mehr über unser christliches Volk". Es wehe ein frischer Wind beim 
Kampf gegen die "gottlose" Linke: "Zeitungen und Zeitschriften, die 
unseren Glauben und unsere Kirche in den Dreck zogen, sind verboten. 
Der Schmutz in Theater und Rundfiink fliegt wie dönes Laub, das reif ist 
zum Fallen. ~ittenlosigkeit und Unmoral auf der Straße, hinter 
Fensterscheiben und Türen, die gestern noch fkch ihr Haupt erhoben, 
fangen an zu schlottern. Jugend und Alter Volk und Führer beugen sich 

, unter Gott und seine ewigen Gesetze (...)."12 

Da die Anzahl der Schutzhaftgefangenen seit FebruarIMärz 1933 
ständig zunahm, die Verfolgungsbehörden die Situation mit dem Begriff 
" ~ o c h s ~ a n n u n ~ " ' ~  kennzeichneten und die strafrechtliche Ahndung von 
politischer Oppositionstätigkeit noch auf die Grundlage des Strafgesetz- 
buchs der Weimarer Republik gestellt war, wurde parallel zum polizeili- 
chen Maßnahrnenkatalog der Reichstagsbrandverordnung mit der Ein- 

l0 Ebenda, S. 221. :: Ebenda. Siehe zu M6ifelden HStAD Abt. G 12 A Nr. 1 1. „ EngeUdForm, S. 22 1 f. 
Wilhelm Crohne: Bedeutung und Aufgaben der Sondergerichte, in: DJ 1933, S. 384. 
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richtung von Sondergerichten auf ein bekanntes und erprobtes Mittel der 
Weimarer Zeit zurückgegriffen. Nach der Verordnung vom 21. März 
1933 l4 kam es % Einrichtung der Sondergerichte in Darmstadt, Frankfkt 
a.M. und Kassel. 

Das rigorose Strafverfahren vor dem Sondergericht war zunächst für 
die Ahndung von dezidiert politischen Tatbestilnden vorgesehen. Nicht 
nur durch die Unanfechtbarkeit der urteile16 definierte sich die Sonder- 
gerichtsbarkeit, sondern vor allem durch die beschleunigte Durchführung 
des Verfahrens. Vor allem in der Phase der nationalsozialistischen 
"Revolution" sollte es dabei in erster Linie um die Zerschlagung der 
politischen Opposition gehen: "Der Gesetzgeber will durch Strenge und 
abschreckende Strafen die Verbrechen, die seine Existenz zur Zeit 
besonders bedrohen, schnell und gründlich au~rotten."'~ 

Deutlicher als bei anderen Sondergerichten standen in der Anfangs- 
phase der Tätigkeit des Sondergerichts D v t a d t  Verfolgungsmsß 
nahmen gegen Kommunisten im Vordergrund. Bis Ende 1933 wurden 
gegen 123 Mitglieder oder Sympathisanten der KPD Anklage erhoben: 
Darunter gegen 44 Beschuldigte wegen Nichtablieferung von Waffen und 
illegalem Sprengstoffbesitz, gegen 32 wegen staatsfeindlicher Äußerungen 
und 49 wegen Herstellung oder Verteilung von Flugblättern und anderen 

l4 RGB1. I S. 136. 
l5 Allerdings existierten Sondergerichte (besonderee oder außerordentliche Gerichte) be- 

reits seit 1921 und dies flächendeckend im gesamten deutschen Reich. Iti einem Ge- 
heimschreiben des Prbidenten des Landgerichts Frankfurt a.M. vom ll. Män 1921 
wird auf diesen Umstand Bezug genommen: "Für den Fall, daß der Herr Reichspr&si- 
dent die Emchtung eines auJ3erordentlichen Gerichts fiir den Bezirk Frankfurt a/M. 
oder Teile desselben anordnet, bestimme ich mit Ennächtigong des Herrn R e i c w -  
sidenten folgendes: (...) Zum Vorsitzenden des außerordentlichen Gerichts wird der 
Landgerichtsrat Dr. Alken, zu seinem Vertreter der Landgerichtsnrt V. Kienitz bestellt 
...". Dies galt ebenso iür die Landgerichte im Volksstaat Hessen (Darmstadt, Gießen 
und Mainz), denn es handelte sich um reichsweit geltende Regelungen. Die Be- 
setzungslisten dieser in Hessen wohl nie zusammengetretenen außerordentlichen Ge- 
richte sind nachweislich (fiir den OLG-Bez. Frankfurt a.M.) mindestes bis 1935 geflllirt 
worden. D.h., zwischen 1921 und Ende 1935 gab es durchgehend bei jedem 
Landgericht ein bei Bedarf aktivierbares besonderes Gericht. Bemerkenswert ist, daß 
die Besetzung der außerordentlichen Gerichte aufgrund der Bestimmung& von 1921 
während der NS-Zeit zusiitzlich zu den Sondergerichten bestanden. Ffir das Sonderge- 
richt Frankfurt &M. gab es allerdings eine Personalunion im Vorsitz des (nicht 
zusammengetretenen) außerordentlichen Gerichtes und des Sondergerichtes (die Land- „ gerichts&. Rehorn und Ungewitter). HHStAW Abt. 458 Nr. 873. 
Auf die Möglichkeit der Staatsanwaltschaft, Nichtigkeitsbeschwerde einzulegen, soll 
hier nicht näher eingegangenen werden. :i Crohne, S. 384. 
Harald Hirsch: Das Sondergericht Frankfurt in vergleichender Perspektive, in: Archiv 
fiir Frankfurts Geschichte und Kunst Bd. 65 (1999), S. 121 (126). 
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T-eiten Wr die illegale KPD.'~ In der ersten Verhandlung des 
Sondergerichts in Darmstadt, am 5. April 1933, wurden 9 Kommunistq 
aus dm20Raum Friedberg, darunter die KPD-Landtagsabgeordnete Cilly 
Schäfer, wegen Teilnahme an einer geheimen Versammlung ai 
Gefängnisstrafen von jeweils einem Jahr verurteilt. Vergleichbare Ver- ' 

gehen wurden auf preußischer Seite auch vor dem' Oberlandesgericht 
Kassel verhandelt, was daraufhin deutet, daß es SpieIratme in der Ent-A 
scheidungsfindung für die Zuweisung an ein Sondergericht bm.  eink , 

Anklage wegen Vorbereitung zum Hochverrat vor einem Oberlandes- 
gericht gab. 

Bis heute ist das auch RLr Gießen zustsndige gewesene Sonffrgericht 
in Darmstadt noch nicht abschließend untersucht worden. Einige 
Schlaglichter der Arbeit dieses Gerichts möchte ich im folgenden kurz . 
beschreiben. Grob laßt sich die Spruchtätigkeit der Sondergerichte in vier 
Bereiche untergliedern: 

1. Politische oder sonstige kritische Äußerungen, 

2. Rassische und weltanschaulich religiöse Verfolgung 

3. "Kriegsstrafiecht"" und 

4. besonders schwere Fälle aus der ordentlichen Gerichtsbarkeit (hierauf 
wird im weiteren nicht weiter eingegangen werden können). 

Diese Aufzählung soll nur einen Anhaltspunkt fur die vielfältige 
Tätigkeit der Sondergerichte geben und verallgemeinert im Grund Uber 
das zulässige Maß hinaus. Für einen einschätzenden Überblick reicht dies 
m.E. aber voll und ganz aus. 

Politische oder sonstige kritische Äu8erungen 

Bereits kurz nach der Einrichtung des Sondergerichts ,Darmstadt ver- 
urteilte es Personen, die Kritisches über das NS-Regime bm. über Mit- 
glieder der Reichsregierung geäußert hatten. So soll 2.B. Max Grünewald 
aus Gießen im ApriVMai 1933 in der Öffentlichkeit die Behauptung 
aufgestellt haben, daß in Gießen ein Lehrer an den Folgen einer Mi6- 
handlung durch Nationalsozialisten gestorben sei. Er kam am 17. Juli 1933 

l9 Enkeke/Fonn, S. 224. 
20 HStAD Abt. G 27 Nr. 1; Abt. G 15 Friedberg Nr. Q 120 und Q 122; IIHStAW Abt. 

518 Nr. 1081; HStAM Best. 165 Nr. 3820. 
21 Zur Zeit ist es Thema.einer Disseriation von Harald Hirsch (Inst. flir Kriminalwiss. der 

Universitflt Uarburg, Forschungsgnippe NS-Justiz in Hessen). 
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getroffen werden.'" 

Wilhelm Ortmtiller ließ sich in seiner Opposition gegen das NS- . 
Regime auch nicht durch diese empfindliche GefBngnisstdb davon ab- 
halten, seine Meinung aber das v a t e  System zu v e m n ,  zumindest : 
im engsten Familien- und Bekanntenkreis. Vermutlich im Sommer 1942 
erfolgte seine erneute Festnahme und am 26. August 1942 seine ijber- 
fiihning -als .Untmuchungshäfbg in das Landgerichts@hgms Gi4ea. 
Der staatiidic Repressionsapparat reagierte erneut und forderte deutlbhe 
Schärfe, d e y  nunmehr befand sich Deutschland mit einem g r o h  Teii . 
Europas im Weg. Die Qberstaatsanwaltschaft Darmstadt schreibt an das 
Berliner Justipninisterium: "Die Hwin&kigkeit mit der der Angeklagte 
trotz wiederholter EbsWbng seine hetzerischen, von niedriger Gesinnung 
zeugenden Redensarten immer wieder vorbringt, erfordern ehe . 
empfindliche gerichtliche Bestrafung. Die Tatsache, daß die große Anzahl 
und die HBhe der bisherigen e inscwgen Vorstrafen den k h d d i g t e n  
nicht von der m e W n  Wiederholung seiner hartnäckigen und intensiven - 

Angriffe auf Fnhrer, Staat und Partei nu[ickhdten konnten zeigt, da6 sein 
Verhalten wesens- und c k a r M M m  ist. So da0 schon aus m e d  
der Staatsautorität mit schärfsten Mitteln gegen ihn vorgegangen w.adeen 
muß: Ich habe daher den Beschuldigten als geflk&hen -' 

Hicr vud auf die sogenannte TmnypCnlebrr Bezug genommen. Diese ging davon aus, 
da8 ein Mensch bestimme endogene oder dauerhaft erworbene Eigemcbiften besjw - 
in diesem Fall negative -, die der Straftater immer wieder zeigt. Insbtsonderc die -. 
Verordnung gegen VoksschlWinge vom 5. Septtmbea 1939 (RGBI. I S. 1679), die init 
der ~y~isienmg des Täters als Voibschgdiiag W e  simplen tXmfk&- 
fungmmwbriften, sondern selbsadige T*& scW daren A t r w m i t  aber ' 

auf eine bestimmte ,,T&&lasd"' eben die der VollrsschBdlinge, ~~ blieb. 
. 

Bedrer, W.: Der T- in der stdrechtl'~:hen PtaKis - seine JMeubmg f@r das 
Ermittlungs- und t IW die i h p t m h d u n g ,  in: DJ 1942, S. 677 (678). So 
auch Freisla in seiner Umschreibung des V o i k s c W i :  ,Gerade jebt gilt fär die 
SWkhtspflege mehr noch als sonst dg Rbfi (...) Los von der Be@%s&@dt der. 
Tatbestendszeregung; an ihre Seite muß die Le-g, die kke Erkennhus 
eines JAmsvorganges und deesen Messung an dem in den Gesetzeii aim A* , 

gebrachten Rechtswollen und U m e c h t s v m  des Volkes und h iWmm & 
den TrHger unseres jetzigen Lckm&mp.Ees treten. (...) Viel hat die biegsam$- 
rechtspflege mit d a  klaren, wie ich Ubenwgt b h  dem Volksemphden &ehe eng- 
sprecheden W- des Unreck des VolkmchWugs erreicht." Freisler, ip: DJ 
1940, S. 885 (886). fher weitere T-enmgen siehe Bdcer, S. 678 - 
680. Vgl. Urteil des RG V. 4. N.ovember 1941; abgedr. in DJ 1942, S. 187 insbeson- 
dere E r b g e n  aun 1. Leitsatz. K*-ge: ~traf~esetzbuch': S. 818 
iX(Literatur siehe ebeda,S. 821). 

31 BAI3 Best. R 3001130.01 Nr. 111g13 3004139. Hervorhebung durch d.V. 
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~ewohnheitsverbrecher~~ angeklagt und beabsichtige, eine erhebliche 
Zuchthausstrafe evtl. die Sicherungsverwahrung gegen ihn zu bean- 
tragen."33 Hintergnmd war die vermeintliche Aussage OrtmUllers, daß 
Hitler ein österreichischer Bankert und Zigeuner sei und daß er, wenn er 
ihn in die Hände bekäme, ihm den Hals abschneiden würde. Das Ergebnis 
der Hauptverhandlung vor dem Sondergericht Darmstadt vom 27. 
November 1942 fiel dementsprechend aus: Zwei Jahre und sechs Monate 
Zuchthaus sowie die Awkennung der bürgerlichen Ehrenrechte$ir die 
Dauer von drei Jahren. Zudem wurde Sicherungsverwahrung ange- 
ordnet. Mit anderen Worten, Ortmüller mußte nach der Zuchthausstrafe 
auf unbestimmte Zeit hinter Schloß und Riegel. Es ist nicht vermessen zu 
'behaupten, daß die Sicherungsverwahrung ihrem Grunde nach ein Pendant 
der Justiz zur ebenfalls unbegrenzten polizeilichen Schutzhaft darstellte. 

Um die Schärfe der Sanktionen beurteilen zu können, soll ein ver- 
gleichbares einmaliges "verbales Entgleisen" aus der Kriegszeit betrachtet 
werden. Antonie Baehr enählte im August 1943 ihre Bedenken über die 
Regierung Hitler und merkte an, daß es fur sie an der Zeit sei, daß der 
!'Führer1' sein Amt verliere, damit die Bombardierung deutscher Städte 
durch alliierte Streitkräfte ein Ende fände. Die Luftangriffe fanden ihrer 
Ansicht nach vor allem wegen der im Ausland nicht akzeptierten 
Deportation der Juden statt. Zudem gab sie folgenden sogenannten demi- 
tistischen Witz zum besten: "Am Tannenbergdenlanal sei ein Zettel mit 
der Aufschrift angebracht worden: Steig herunter, alter Streiter, Dein 
Gefreiter kann nicht weiter!"36 In dieser Sache erfolgte am 6. November 
1943 ihre Einlieferung in das Landgerichtsgetängnis Gießen. Sie wurde 
wegen Vergehens gegen das Heimtückegesetz vom Sondergericht Darm- 

32 § 20a Abs. 1 StGB: "Hat jemand, der schon zweimal rechtskrtifiig verurteilt worden ist, 
durch eine neue vorsätzliche Strafe eine Freiheitsstrafe v d k t  und ergibt die 
GesamMirdigung der Taten, daß er ein gefghrlicher Gewohnheitsverbrecher ist, so ist, 
soweit die neue Tat nicht mit schwerer Strafe bedroht ist, auf Zuchthausstrafe bis zu 
Nnf Jahren, wenn die neue Tat auch ohne diese Strafverschärfung ein Verbrechen wäre, 

33 auf Zuchthaus bis zu Nnihhn Jahren zu erkennen." 
Schreiben vom 17. September 1942. BAB Best. 3001/30.01 hr. Wg13 Nr. 3052. Her- 
vorhebung durch d.V. :: Urteil vom 27. November 1942. S. 1. BAB Best. R 3001130.01 Nr. 1vg13 3052142. 

42e StGB: "Wird jemand nach 20a als ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher 
verurteilt, so ordnet das Gericht neben der Strafe die Sicherheitsverwahrung an, wenn 
die öffentliche Sicherung es erfordert." Die Dauer der Sicherheitsverwahrung war im 
Grunde unbegrenzt. Sie mui3te so lange dauern, wie es ihr Zweck erforderte. Vgl. 
Entscheidung des Reichsgerichtes vom 20. August 1936 Az. 2 D 489136. JW 1936 S. 
2993 f Siehe auch Christian Müller: Das Gewohnheitsverbrechergesetz vom 24. 

36 November 1933, Baden-Baden 1997, S. 79 fE 
Urteil vom 7. März 1944 S. 2. BAB Best. R 3001/30.01 Nr. IVg13 3034144. 
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Zuständigkeitsbereich lebenden Juden und Jüdinnen durchtrennt. Allein 
der Polizei, und damit vor allem der SS und der Gestapo, sollte die 

, .  "Behandlung und endgültigen Lösung der Judenfrage" obliegen. Die 
hier& zuständigen Orte sind bekannt: die KZ-Mordstätten in Auschwitz 
oder Treblinka und an weiteren Orten im Osten Europas. 

b. Zeugen Jehovas 

Wegen ihres Glaubens sind vor den Sondygerichten vornehmlich die 
Zeugen Jehovas ab 1934 verfolgt worden. Sie hatten zwar keine 

42 Vgl. Detlef Garbe: Zwischen Widerstand und Martyrium, Die Zeugen Jehovas im 
"Dritten Reich", 4. Aufl. MUnchen 1999, insbes. S. 136 ff., 221 ff. U. 511 E Gerd 
Weckbecker: Zwischen Freispruch und Todesstrafe, Die Rechtsprechung der national- 
sozialistischen Sondergerichte F r a n W a i n  und Bromberg, Baden-Baden 1998, S. 
49, 66 f. ("1937 wurden fast zehnmal mehr Verfahren gegen Bibelforscher durchge- 
Aihrt als im Jahr zuvor.[ ...I Bis 1938 beMte sich das Gericht [Sondergericht Frankfurt 
a.M., d.V.1 im wesentlichen mit Verstößen gegen die Heimtilckeverordnung und gegen 
das Bibelforschewerbot, deren Anteil an allen Anklagen stets weit über 80% lag."), S. 
159 ff. U. 164 ff. Von 282 vom Sondergericht Frankfurt a.M. abgeurteilten Personen 
mit religiösem Hintergrund bildeten die Zeugen Jehovas mit 188 Angeklagten (66,7%) 
die @ßte Gruppe. Siehe ebenda, Tabelle 26, S. 164. Christiane Oehler: Die 
Rechtsprechung des Sondergerichts Mannheim 1933 - 1945. Berlin 1997, S. 87 f. 179 
(Tabelle 16). Herbert Schmidt: "Beabsichtige ich die Todesstrafe zu beantragen", Die 
nationalsozialistische Sondergerichtsbarkeit im Oberlandesgerichtsbezirk Düsseldorf 
1933 - 1945, Essen 1998, S. 105 E Das Sondergericht Düsseldorfverurteilte 245 und 
das Sondergericht Dortmund 723 Zeugen Jehovas zwischen 1936 und 1939. An beiden 
Sondergerichten gab es keine späteren Verfahren mehr. Harald Hirsch: Das 
Sondergericht Frankfurt in vergleichender Perspektive, in: Archiv für Frankfurts 
Geschichte und Kunst Bd. 65 (1999), S. 121 (130 E). 
Zum Verbot der Internationalen-Bibelforscher-Vereinigung siehe Wilhelm Crohne: 
Bedeutung und Aufgaben der Sondergeriche, in: DJ 1935, S. 1 144 - 1 145. Die Verbote 
in den jeweiligen deutschen Staaten bis zur Verreichlichung stützten sich auf die 
ReichstagsbrandVO V. 28.02.1933 (RGBI. I S. 83). "Die Justizbehörden werden darauf 
hingewiesen, daß der Herr Preußische Minister des Inneren aufgrund des § 1 der V 0  
des Reichspmidenten zum Schutz von Volk und Staat (...) in Verbindung mit 5 14 
PVG. die Internationale Bibelforscher-Vereinigung einschließlich ihrer sämtlichen 
Organisationen (...) im Gebiet des Freistaates Preußen aufgelöst und verboten hat, weil 
sie unter dem Deckmantel angeblich wissenschaftlicher Bibelforschung eine 
unverkennbare Hetze gegen die staatlichen und kirchlichen Ei~chtungen betreiben." 
V 0  V. 5. Februar 1934, abgedr. in: DJ 1934, S. 177. 
Zur Rechtsprechung siehe: Urteil des Sondergerichts Halle V. 29. Januar 1935, abgedr. 
in: DRZ 1935, Nr. 312; Urteil des Sondergerichts Breslau V. 27. A p d  1935, abgedr. in: 
DRZ 1935, Nr. 432; Urteil des Sondergerichts Schwerin V. 13. Mai 1935, abgedr. in: 
JW 1935, S. 2082: "Die neun Angekl. sind bis zum Verbot Mitglieder der 
internationalen Vereinigung ernster Bibelforscher bzw. eines Zweiges dieser Vereini- 
gung, der sogenannten Zeugen Jehovas, gewesen. Ihnen wird zur Last gelegt, in den 
Jahren 1934135, insbes. am 7. Okt. 1934, in Mecklenburg dem Verbot zuwider ge- 
handelt zu haben und zwar u.a. dadurch, daß sie der brieflichen Aufforderung des 
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"Aktionen" oder Äußerungen gegen das NS-Regime unternommen, aber 
ihr ganzer Lebensstil, bis hin zur Verweigerung des Wehrdienstes, wurde 
von den Nationalsozialisten nicht toleriert. Dort, wo sich eine Gemeinde 
gebildet hatte, wie z.B. in Fellingshausen, wo mindestens 8 Zeugen 
Jehovas verfolgt wurden, sind entsprechend viele Gläubige in die Malen 
der Justiz geraten und die Verfolgung warJBichendeckend. Die Masse der 
Verfahren lag in den Jahren 1934-1937. Über die Rechtmäßigkeit des 
Verbotes der Internationalen Bibelforschervereinigung gab es nicht nur 
einhellige Zustimmung. Beispielhaft sei hier das Urteil des Sondergerichts 
Darrnstadt vom 26. März 1934 (Az. SM 26/34) genannt. Die Angekiagten 
wurden unter Bezugnahme auf die Weimarer Reichsverfassung 
freigesprochen. Hintergrund der Verfolgung der Zeugen Jehovas war eine 
Polizeiverordnung, die der Staatskommissar für das Polizeiwesen in 
Hessen (Werner Best) am 19. April 1933 erließ, wonach die Propaganda 
der Internationalen Bibelforscher-Vereinigung wiederholt zur Störung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung gefUhrt hätte. Die Vereinigung soll 
zudem im Verdacht gestanden haben, mit den marxistischen Parteien in 
Verbindung zu stehen. Auf Grund der Verordnung des Reichspräsidenten 
zum Schutze von Volk und Staat V. 28. Febr. 1933 
(Reichstagsbrandverordnung) wurden deswegen alle ihre Versammlungen 
und jegliche andere "Außendarstellungen" (Propaganda) verboten; insbes. 

arnerikanischen Richters Rutherford, das Verbot nicht zu beachten, sich zu versammeln 
und bei der Reichsregierung um Aufhebung des Verbots einzukommen, 
nachgekommen sind. (...) Das Hanseatische Sondergericht hat in dem Urteil V. 15. 
März 1935 mit ausführlicher und durchaus Ubeneugender Begr. dargelegt, daß die 
WeimVerf (Weimarer Reichsverfassung, d.V.) als solche nicht mehr existiert. (...) 
Weiter hat das Hanseatische Sondergericht eingehend ausgeflihrt, daß die Vereinigung 
ernster Bibelfowher, insbes. wegen der Verweigerung des Kriegsdienstes, ihrer 
negativen Einstellung gegenaber dem nationalsozialistischen Staate, wie auch gegen- 
Uber dem Staate Uberhaupt, wegen des Ungehorsams gegen staatliche Ges6tz.e (...) 
sowohl den Bestand des Staates gef2Uirdet als auch gegen das Sittlichkeits- und Moral- 
gefiihl der germanischen Rasse verstößt." 
Für die wehrdienstverweigernden Zeugen Jehovas war das Reichskriegsgericht zu- 
ständig. Vgl. Detlef Garbe: Zwischen Widerstand und MaMum, Die Zeugen Jehovas 
im "Dritten Reich", 4. Aufl. München 1999, S. 364 E; ders.: Widerstand aus dem 
Glauben, in: Zeugen Jehovas. Vergessene Opfer des Nationalsozialismus?, hrsg. V. 

Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands, Wien 1998, S. 1 1 E.; Norbert 
Haase: Das Reichskriegsgericht und der Widerstand gegen die nationalsozialistische 
Herrschaft. Katalog zw Sonderausstellung der GededcSCitte Deutscher Widerstand in 
Zusammenarbeit mit der Neuen Richtervereinigung, Berlin 1993, S. 95 K Hennllie 
Wüllner (Hrsg.): "... kann nur der Tod die gerechte Siihne sein." Todesurteile deutscher 
Wehrmachtsgerichte. Eine Dokumentation, Baden-Baden 1997, S. 307 E.; Reinhard 
Moos: Die Rehabilitation von Kriegsdienstvverweigerern am Beispiel d& Zeugen 
Jehovas, in: Rundbrief 211999, S. 12 ff.; ders., Die Aufhebung der Todesurteile der NS- 
Militiirgerichtsbarkeit, in: JRP 1997, S. 253 ff.; ders., in: JRP 1994, S. 135 K 

43 Vgl. auch Anmerkung von Eduard Dreher zum Urteil des Landgerichts Dresden vom 
18. März 1935, in: JW 1935, S. 1949 - 1950. 
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die Verbreitung von Druckschriften. Die Anordnung war an die hessischen 
Kreisämter und die sonstigen polizeilichen Behörden gerichtet und wurde 
durch Veröffentlichung bekanntgemacht.44 Am 18. Oktober 1933 erging 
eine weitere Anordnung des hessischen Staatsministeriums, die ebenfalls 
an die P~lizeibehörden~~erichtet war und in der Darmsiädter Zeitung 
bekanntgernacht wurde. 'Auf Grund des 8 1 VO. des RPräs. zum 
Schutze von Volk und Staat V. 28. Febr. 1933 wird die Internationale 
Bibelforschervereinigung in Hessen mit sofortiger Wirkung verboten und 
aufgelöst."46 Wer sich weiterhin an der aufgelösten Organisation als 
Mitglied beteiligte oder sie auf andere Weise unterstützte oder den 
organisatorischen Zusammenhalt weiter aufrecht erhielt, mußte mit einer 
Bestrafbng nach 8 4 Reichstagsbrandverordnung rechnen. Gleichzeitig 
wurde das Vermögen der Internationalen Bibelforschervereinigung 
zugunsten des Volksstaates Hessen beschlagnahmt und eingezogen. 

Wegen ihrer grundsätzlichen Bedeutung für die Verfolgung der Zeugen 
Jehovas und des regionalen Bezuges auch für Gießen und Umgebung 
sollen längere Ausschnitte dokumentiert werden: 

"Sämtliche Angekl[agte] bekannten sich als Anhänger der Inter- 
nationalen Bibelforschervereinigung. Sie werden beschuldigt, 
innerhalb nicht rechtsverjährter Zeit in S., D. und an anderen 
Orten des Inlandes fortgesetzt gemeinsam Versammlungen der 
Vereinigung internationaler Bibelforscher veranstaltet, für die 
Vereinigung Propaganda gemacht, sich an ihr als Mitglieder 
beteiligt, sie unterstützt und ihren organisatorischen Zusamrnen- 
halt aufrechterhalten zu haben, obwohl ihnen das Verbot der 
Vereinigung bekannt gewesen sei. (...) Die Angekl[agten] geben 
sämtlich zu, daß ihnen das ausgesprochene Verbot ihrer Organi- 
sation bekannt war. Es wurde ihnen wenigstens teilweise sogar 
einzeln durch die zuständige Gendameriestation eröfniet. 

Die Angekl(agten] waren freizusprechen, da die bezeichneten 
Anordnungen rechtsungültig sind, weil sie gegen Art. 137 Abs. 2 
RVerf. (Reichsverfassung, d.V.) V. 1 1. August 191 9 verstoßen, 
der noch gültig fortbesteht. Es kann zunächst der von der StA 
(Staatsanw$!tschafl, d.V.) angenommenen, auch im Schrifttum 
vertretenen Auffassung nicht zugestimmt werden, wonach die 

JW 1934, S. 1744. 
45 -ter Zeitung V. 18.10.1933: Az. Abt. I a (Polizei), zu Gesch. Nr. 16652. 
46 Abgedruckt in: JW 1934, S. 1744. 
47 Vgl. =.B. Staatsrat Prof. Dr. Carl Schmitt: Ein Jahr nationalsozialistischer Ver- 

fassungsstaat, in: Deutsches Recht, Heft 2 V. 25. Januar 1934. 
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Weimarer Verfassung als solche und im ganzen nicht mehr gelten 
soll. Dagegen spricht sachlich, daß sonst heute ganze Institutionen 
auch unseres gegenwärtigen Verfassungslebens in der Lufi 
hängen würden und daß keineswegs der gesamte Inhalt sog. 
Weimarer Verfassung mit den Staatsgrundsätzen des Natio- 
nalsozialismus unvereinbar ist, formell, daß die Reichsgesetz- 
gebung selbst auf der Grundlage des Fortbestehens der RVerf. 
fußt, soweit ihre Best[stimmungen] nicht im einzelnen durch die 
staatsrechtliche Entwicklung im Gefolgz8 der nationalsozialisti- 
schen Revolution beseitigt worden sind." 

Nach Ansicht des Gerichts war der Art. 137 Weimarer Reichsver- 
fassung durch keine gesetzliche Vorschrift beseitigt worden. Er konnte 
auch deshalb nicht als aufgehoben betrachtet werden, weil er den Staats- 
grundsätzen des Nationalsozialismus widerspräche. Demnach wilre der 
Grundsatz der Religionsfreiheit bis dato unangetastet geblieben. Maß- 
geblich erschien dem Sondergericht Darmstadt hierbei ein Urteil des 
Reichsgerichts vom 23. Januar 1934, wonach höchstrichterlich entschie- 
den war, daß de~- Art. 137 Weimarer Reichsverfassung auch weiterhin 
Gültigkeit besaß. Weiterhin führte das Sondergericht Darmstadt aus: 

"Die Vereinigung der Bibelforscher muß aber - darüber hat die 
Beweisauhahme keinen Zweifel gelassen - als Religionsgesell- 
schafi i.S. des Art. 137 anerkannt werden. Sie stellt eine festge- 
gründete, umfassende Vereinigung der Anhänger eines in seinen 
Lehren und Anschauungen von den übrigen christlichen abwei- 
chenden Glaubensbekesntnisses dar, die sich über das gesamte 
Reichsgebiet erstreckt. Die Selbständigkeit des Glaubensbe- 
kenntnisses ergibt sich z.B. aus der Verwertung der Dreieinig- 
keitslehre, der Lehre von der Unsterblichkeit der Seele, vom 
Fegefeuer. Positiv ergibt sich die eigene Lehre aus dem 
Bekenntnis der Menschheit Jesu neben der Gottheit Christi; die 
Seele befindet sich nach dem Tode im Zustande der Bewußt- 
losigkeit im Grabe. Bei Anbruch des tausendjährigen Reiches 
nach der Wiederkehr'Christi erwachen die Nichtauserwählten aus 
dem Todesschlaf; die Willigen und Gehorsamen werden dann auf 
einer wiederhergestellten Erde in menschlicher Vollkommenheit 
leben, während die Unverbesserlichen im zweiten Tode auf ewig 
vernichtet werden. Der Weltenlauf zerfällt in drei große 
Zeitabschnitte; die Zeit bis zur Sintflut; die 1874 durch die 

48 JW 1934, S. 1744 K Hervorhebungen durch d.V. Vgl. auch die Anmerkung von 
Dreher, in: JW 1935, S. 1949 - 1950. 

49 Es ging um das dchsische Verbot der Zeugen Jehovas. Entscheidung des Reichs- 
gerichts vom 23. Januar 1934 Az. 4 D 24/33.  JW 1934 S. 767 - 769 (767 E). 
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unbemerkte Wiederkehr Christi zu Ende gegangene arge Welt und 
von da durch die Übergangszeit der Ernte das tausendjährige 
Reich, welches 1914 anbrechen sollte. In der Erfüllung der durch 
das religiöse Bekenntnis gegebenen Zwecke und Aufgaben erfaßt 

- die Vereinigung ihre Gemeinschaftsglieder vollständig; nicht etwa 
werden nur bestimmte einzelne religiöse Ziele, etwa charitativer 
Art, verfolgt, und der ernste Bibelforscher kann keiner anderen 
Religionsgesellschaft angehören. Auch die Gottesdienste werden 
nach eigenem Ritus abgehalten. Nach alledem und auf Grund der 
dauerhaften und festen Organisation der Vereinigung der ernsten 
Bibelforscher, die als deutscher Zweig ihre Hauptleitung in 
Magdeburg haben, kann ihr die Eigenschaft 
Religionsgemeinschaft nicht abgesprochen werden. Sie genieUt 
also den Schutz des Art. 137 Abs. 2 RVerf. (...) Sie sind insbes. 
auch nicht durch die VO. des RPräs. zum Schutze von Volk und 
Staat außer Kraft gesetzt worden. Dies wäre auch nicht anständig 
gewesen, weil sich jene VO. tff Art. 48 Abs. 2 RVerf. stützt, der 
den Art. 137 nicht erwähnt. Hätten aber hiernach die in den 
hessischen Anordnungen getroffenen Maßnahmen wegen Art. 137 
nicht einmal durch eine NotVO. des RPräs. nach Art. 48 RVerf. 
angeordnet werden können, so können sie eine Rechtsgrundlage 
auch nicht etwa in Art. 48 Abs. 4 finden, weil die hier den 
Landesregierungen gegebene Ermächtigung noch enger als die 
dem RPräs. verliehene ist. Sie sind vielmehr, da sie sich weder auf 
die VO. zum Schutz von Volk und Staat noch auf einen sonstigen 
Rechtssatz stützen können, als verfassungswidrig- 
rechtsunwirksam. Sie hätten ihrem Inhalte nach durch ein 
verfassungsändemdes Reichsgesetz getroffen werden können, wie 
es auf Gnind des Gesetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Reich V. 24. M& 1933 (RGB1. I, 141) außer in dem in der RVerf. 
vorgesehenen Verfahren auch durch die Reichsregierung hätte 
beschlossen werden können."51 

Das Urteil löste heftige Diskussionen über den Fortbestand der Wei- 
marer Reichsverfassung unter den Juristen aus. Es setzte sich die recht- 
liche Beurteilung durch, daß mit der Machtübernahme der National- 
sozialisten ein Angriff auf die rechtlichen Grundgedanken des Weimarer 

50 "Denn die Best. des Art. 137 Abs. 2 RVerf., die die Freiheit der Bereinigung zu 
Religionsgesellschaften g d l e i s t e t ,  ist von dem RPräs. nicht außer Kraft gesetzt 
worden, geh6ri auch Oberhaupt nicht zu den Best., zu deren Außerkrafisetnuig der Art. 
48 Abs. 2 RVerf. den RPräs. ennkhtigt." Ebenda, S. 767. 

! 51 JW 1934, S. 1744 fY, Vgl. auch Anmerkung von Dreher, in: JW 1935, S. 1949 - 1950. 
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Staates g e M  worden wäre und der nationalsozialistische Sieg dieses 
Fundament des zu bekämpfenden Systems unmittelbar vernichtet hat. E. 
Huber (Kiel) brachte dies auf den (braunen) Punkt: "( ...) und das zeigt sich 
ebenso klar an den liberalen Grundrechten, die nur z.T. ausdrücklich 
suspendiert sind (8 1 VO. V. 28. Febr. 1933), die aber als Ganzes heute 
keine staatsrechtliche Geltung mehr beanspruchen können, weil sie mit der 
nationalsozialistischen Staatsidee schlechthin unvereinbar sind. An die 
Stelle der überholten Grundprinzipien des Weimarer Systems sind 
unmittelbar mit dem Siege die Grundsätze nationalsozialistischer 
Staatsauffassung getreten; diese sind der völkische Gedanke, das Fiihrer- 
prinzip und die politische Totalität. Diese nationalsozialistischen Grund- 
gedanken sind nicht nur politische Programmsätze und Forderungen, 
sondern sie sind geltendes nationalsozialistisches Staatsrecht; sie sind das 
rechtliche Gerüst der nationalsozialistischen Verfassung. Denn es kann 
kein Zweifel daniber bestehen, daß es nicht erst seit heute, sondern vom 
Tage des nationalsozialistischen Sieges an eine nationalsozialistische Ver- 
fassung gibt; eine ungeschriebene Verfassung allerdings, die erst nach und 
nach in einzelnen Grundgesetzen schriftlich niedergelegt worden ist."52 
Entsprechend sahen die Sondergerichtsurteile nach dieser grundlegenden 
Klärung aus. Einige Beispiele möchte ich anführen: 

1. Wilhelm Schmidt-(Gießen): Am 15. Dezember 1936 wurde bei ihm 
eine Hausdurchsuchung vorgenommen, bei der Druckschriften der Zeugen 
Jehovas beschlagnahmt wurden. Noch am gleichen Tag kam er in 
Untersuchungshaft. Das Sondergericht Darmstadt verurteilte Schmidt am 
18. Januar 1937 zu einer Getlingnisstrafe von 3 Monaten, die er bis zum 
18. April 1937 im Gerichtsgefängnis Gießen verbüßte. Von Ende August 
1939 bis zum 26. August 1940 befand sich Schmidt im Konzen- 
trationslager Oranienburg; nach dem Tode seiner Frau wurde er aus der 
Haft entlassen, da er fur die Erziehung und Versorgung der Kinder auf- 
kommen mußte. Er verstarb am 29. März 1943 in ~ i e ß e n . ~ ~  

2. Wilhelm Hassler (Gießen): Hassler befand sich vom 28. Dezember 
1936 an im Gerichtsgefhgnis Gießen in Untersuchungshaft. Ihm wurde 
vorgeworfen, er habe im Jahr 1936 Zeitschriften der verbotenen Interna- 
tionalen Bibelforschervereinigung bezogen und zu Werbungszwecken 
weitergegeben. Das Sondergericht Darmstadt verurteilte ihn am 15. 
Februar 1937 zu einer Gefängnisstrafe von sechs Monaten, die er im 
StrafgefZingnis Frankfbrt-Preungesheim und irn Gerichtsgefhgnis Frank- 
furt-Höchst verbüßte. Am 4. Juli 1937 wurde er aus der Strafhaft entlassen 
und der Gestapo übergeben, die ihn in das Konzentrationslager Dachau 
einwies. Am 31. Juli 1937 wurde Hassler in das Konzentrationslager 

52 JW 1934, S. 1745. 
53 HHStAW Abt. 461 Nr. 8290; Abt. 518 Nr. 4153 Bd. 1; HStAD Abt. G 27 Nr. 584. 
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"'Minde~~i3llcischen"' vi3llig indiskutabel war. Es war augenscheinlich 
wesentlich schlimmer, wenn sich eine deutsche Frau mit einem Kriegsge- 
fangenen enger behundete, als wenn ein deutscher Mann mit einer 
Aushderin eine Beziehung einging. Quer durch ganz Deutschland sind 
vor allem Frauen, die sich mit fhm&bchen, polnischen oder d j ' e t i -  . 

3 
s cha  Kriegsgefangenen eingelassen hatten, m zum Teii drako&&en ' 

St&%n verurteilt worden. Die Reihenfolge der Aufkliblung ist durchaus 
als eine nach oben aufsteigende '"Verwefflichkeitsskalab' des verbotenen ' 
Umgangs mit Kriegsgefangenen zu verstehen. Auch in Gi&n gab es . 

solche Falle: . .  

1. Anna Maria von G., die als Nachnchtenhelferin in der Gießen& 
Verdun-Kaseme untergebracht war, wurde beschuldigt, d t  d a  franzö- 
sischen Kriegsgefangenen Richard de Mascio sexuelle Beziehungen 
unterhalten zu haben. Anfang Septeinber 1943 ist sie festgencmhm urid 
in die Hafbmtalt M& eingewiesen worden. Am 8. November 1943 
wurde sie in die HaRanstalt ihumstadt iiberführt. Das Sondergericht ver- 
urteilte V. G. am gleichen Tag zu einer Gefhgnisstrafe von einem Jahr 
und zwei Monaten. Am 30. November 1943 wurde sie in das Frauest- 
jugendgeBlngnis Fmnkfurt-Prepgesheim gebracht, wo sie ihre Strafe bis 
zum 6. August 1944 verbüßte. 

'3 
2. Gertnide Emib P. Sie kam im Januar 1943 ebenfm als Nach- 

richtenhelferin nach Gießen. Auch sie ist beschuldigt worden, mit einem , 
franzos;ischen Kriegsgefangenen (Paul Dubroubieux) sexuelle Beziehun- 
gen unterhalten zu haben. AnEang September 1943 wurde sie E e s t p  
nnmnni. Das Sondergericht Damstadt verurteilte P. am 8. N o v p  L, 

1943 zu einer Zuchthausstrafe von einem Jahr und sechs Monaten. Es 
sind&och weitere Falle mit verglcichbamn Straftatbestand dokumen- 
tiea 

4 
Es verwundert, weshalb kein Fall von verbotenem Umgang mit TT( Kriegsgefangenen aus Polen und der Sowjetunion a u f g w  ist. Die Er- 

k l h g  liegt darin, daß solebe Fiille mist  nicht vof dem Sondergakh't ..a 
abgeurteilt wurden. Die Beteiligten blieben wegen der besonderen Ver- 

14 
.fi 

" E3tAD Abt. G 24 Nr. 955/2; AM. G 30 Danmtadt Nr. 680; HHStAW Abt. 40915 ri 
Nr. 31. ' 3 

65 HStAD Abt. C 24 Nr. 95512. 
Fail W. (Gießen): Sie soll mit dem hnzBsischen Kriegsgefangenen Ernest Pinei, der - 
bei der Moikereti&pxmewchaft in Geiishawm beschtiftigt war, im Mai 1944 sexuell 
verkehrt haben. Sie wurde am 21. August 1944 in Schutzldt genommen und am 11. 
September 1944 in die U n t e m c h u n g s ~ t  DamJstadt eingeliefert. Das Sonder- 
gericht Jkmtadt  verurteilte sie ie 12. Jmm 1945 ZU einer Gefgnpisstrafe von 8 , 
Monaten. Sie verbüßte ihre Strafe bis ami 15. Februar 1945. Die Re&&& wurde nir , 

Bewährung ausgesetzt. Odea;  HStAD AM. G 27 Nr. 1437; Abt. G 30 DPrmstadt 2 
Nr. 3080. 
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werflichkeit ihrer Tat gleich in der "Obhut" der Polizei, die sie überwie- 
gend in das Frauen-Konzentrationslager Ravensbrück verbrachte. Die 
betroffenen Männer unterstanden der Militärjustiz und sind deren Opfer 
geworden. Bis heute gibt es kaum grundlegende Arbeiten zu diesem 
Thema auf regionaler Ebene, außer einer Veröffentlichung der Ge- 
schichtswerkstatt in Marburg, die das Marburger Militärgericht zum 
Thema hatte, das wohl als einziges in Deutschland fast vollständig archi- 
visch erhalten ist.67 

Typisch fur die Kriegszeit, aber nicht alleine auf sie bezogen, waren 
Vergehen gegen die Rundfunkverordnung. Die bisherigen Ausführungen 
lassen unschwer erkennen, daß das NS-Regime eine unendlich weit- 
gehende Angst vor allem hatte, was seine Kreise auch nur im geringsten 
stören konnte. Dazu zählten an ganz vorderer Stelle Informationen, die aus 
dem feindlichen Ausland kamen, die in aller Regel aus Radiomeldungen 
der westlichen bzw. östlichen Nachbarn stammten. Das Abhören 
ausländischer Sender konnte aber auch in weiteren Zusammenhängen 
relevant werden, wie z. B. bei dem in Gießen bekannten Fall um das 
sogenannte "Freitagskränzchen" im Haus von Alfred Ernil Kaufmann, auf 
den weiter unten noch eingegangen wird. 

Ein einschlägiges Kriegsdelikt war die sogenannte Wehrkraftzer- 
setzung. Als Hintergrund muß man wissen, daß das Militär und die zivile 
Verwaltung eine unsagbar tiefsitzende Angst davor hatte, daß die soge- 
nannte Innere Front umfallen könne. Jegliche Kritik an der Kriegsführung 
oder arn Kriegsausgang konnte als Versuch gedeutet werden, von der 
Heimat aus der kämpfenden Front in den Rücken zu fallen, um dadurch 
die Feinde des deutschen Reichs zu stärken. Die Dolchstoß-Paranoia ging 
zum Schluß so weit, daß selbst Zwiegespräche als Öffentlichkeit definiert 
wurden und e98 zweizeiliger Klo-Spruch mit der Todesstrafe geahndet 
werden konnte. 

" Siehe Michael EberleinIRoland Müllerh4ichael SchöngarWkomas Werther, 
Militäjustiz im Nationalsozialismus. Das Marburger Militärgericht. Hrsg. V. der Ge- 
schichtswerkstatt Marburg e.V., Marburg 1994, S. 244 ff. 
Hintergrund war, daß die Wehrkraftzersetzung öffentlich begangen werden mußte. Es 
kam, wie im angeAUuten Fall auch, zu Situationen, wo der Beschuldigte bei der an- 
geblich wehrkdtzersetzenden Handlung alleine gewesen oder nur eine weitere Person 
anwesend war. Um auch diese Situationen juristisch in den Griff zu bekommen, wurde 
ein Konstrukt entwickelt, bei dem es ausreichte, daß sich nachträglich eine 
Öffentlichkeit "einstellte" oder, noch gewagter, möglicherweise erst einstellen konnte 
(Ersatzöffentlichkeit). Z. B., wenn SprUche an öffentlichen Stellen - hier das Gefling- 
nisklo - angebracht wurden. Grein (kein Fall aus Gießen undUmgebung) wurde nur 
wegen eines Spruches an einer Zellenwand zum Tode verurteilt: "Heil Moskau" und 
"Hitler verrecke Du Hund". BAB Best. VGWZ Nr. G 46. 
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1 
Stellvertretend für viele Wehrkraftzersetningsverfahren soll das 1 

Schicksal von Konrad Appel vorgestellt werden: Das Sondergericht -. 6 

Damstadt verurteilte ihn am 2 1. Juli 1942 wegen Wehrkraftzersetzung zu 
einer Gefängnisstrafe von 8 Monaten, weil er seinen fahnenfiüchtigen 
Sohn bei sich versteckt hatte. Am 22. Dezember 1942 wurde er auf Be- 
wähning entlassen. Im Frühjahr 1943 kam es zu Auseinandersetzungen 
mit seinem Arbeitgeber, weil Appel jeweils am Wochenende ohne Er- 
laubnis zu seiner Familie fuhr. Auf die Vorhaltungen sagte Appel: "Wenn 
der Soldat auch einfach nach Hause fahren würde wie ich, so wäre der 
Krieg längst aus." Daraufhin wurde er entlassen und angezeigt. Im Juli 
1944 befand er sich in Untersuchungshaft, da der Generalsti$sanwalt in 
Kassel wegen Wehrkraftzersetning gegen ihn ermittelte. Durch die 
Einberufung zur Wehrmacht wurde das Verfahren im November 1944 an 
das Zentralgericht des Heeres in Berlin-Charlottenburg abgegeben. Wie 
dies entschieden hat, konnte bislang noch nicht geklärt werden. 

Insgesamt betrachtet war es in der Region um Gießen hinsichtlichspo- 
litischer Strafsachen eher ruhig, wie ein Lagebericht des Oberstaats- 
anwalts in Gießen vom 23. März 1942 dokumentiert: 

"Sofern die Zahl der anhängig gewordenen 'politischen' Straf- 
sachen als Barometer für die Stimmung in der Bevölkerung be- 
trachtet werden kann, ist das Ergebnis ein befriedigendes. Vom 
15. Januar bis 18. März d. J. sind 7 Anzeigen eingegangen, davon 
3 wegen Abhörens feindlicher Sender, 3 wegen Heim- 
tückevergehen, 1 wegen Landesverrats. Immerhin darf nicht 
verkannt werden, daß Kriegs- und Versorgungslage in der Be- 
völkerung erhebliche Unruhe hervorgerufen haben. Die großen 
Blutopfer, die der Feldzug im Osten durch die hartnäckige, für 
jedermann eine Überraschung bildende Karnpfesweise der 
Sowjets und durch die Kälte gefordert hat, haben einen Grad der 
Niedergedrücktheit hervorgerufen, der hoffentlich seinen Höhe- 
punkt erreicht. Vielleicht war die Propaganda, die von Presse und 
Rundfunk u.a. über den General Winter ausging, zu optimistisch. 
Es wird dabei mehrfach auf Äußerungen nirückgegriffen, die dem 
Sinne nach das Rückgrat der Russischen Armee als gebrochen und 
die noch bevorstehenden Kampfhandlungen als 
Aufriiumungsgefechte bezeichneten. Als Reaktion stellt sich jetzt 
eine tiefe Niedergeschlagenheit ein. Den kommenden Ereignissen 
wird mit Spannung entgegengesehen. Man kombiniert etwa so: 
Die Russen werden im Sommer 1942 derart auf das Haupt 
geschlagen, daß sie sich davon nicht wieder zu erholen vermögen, 
größere Subsidien an Waffen und Nahrungsmitteln können ihnen 

OLG Kassel OJs 137144. BAB Best. R 3001130.01 Nr. IVgl 10554144. 
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&chtshof Der Zugriff erfolgte dabei in erster Linie über die Irlasesiechen, 
gacb 1933 mehirch V- und zuieizi fast gr-dosen Hochver- 
iat8pamgmphen. 

19% h es zu einscheidenden EntwicMungen.im Jt&kke i&.  % 
Gesetz abe;r den Neuaufbau des Deutsohm Rekbs vom 30. Jmtiaf, 1934 

bcs-p7y  fomuiierte und die Bildung des Vohgerieht8Boofrr 
(vGH)- . 

Atz diesem Zdi- war das oberste deutsche M c h t  Br poii* 
slntfhehen der VGH. Dors erste V- gegem euKn GieBener und &e 
O i e ~ i s a r n ~ J t t h r I  

72 R a 1 .  I, S. 75. 
73 RGB1. I, S. 341. 
74 U d  vom 29.07.1937, S. 22. BAH Best. 30.17 Nr. 06 J 231136 Bd. 3. 
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l a p k  Da kein dezidiert politisches Urteil gefällt wurde, 
ist dies eher ein untypischer Fall für das Jahr 1937. 

Anders verhält es sich in der Causa Max Arnulf Krauth. Vor der 
Machtübernahme der Nationalsozialisten soll er Funktionär der kommu- 
nistischen Studentengruppe in Frankfurt a.M. gewesen sein. Am 22. Mai 
1937 wurde Krauth gemeinsam mit seiner nilrünftigen Ehefiau festge- 
nommen und in das Untersuchungsgefängnis Frankfurt a.M. eingeliefert. 
Er wurde beschuldigt, von 1934 bis 1937 an Besprechungen mit kommu- 
nistischen Kurieren aus Straßburg und Paris (Confederation Generale du 
Travail Unitaire) teilgenommen zu haben, bei denen u.a. der Aufbau einer 
illegalen kommunistischen Studentengruppe in Deutschland und die 
Vorbereitung eines ~eltkongresses gegen Krieg und Faschismus in 
BrUssel Ende Dezember 1934 Thema war. Das Oberlandesgericht in 
Kassel sprach ihn am 02. Oktober 1937, zusammen mit seiner Ehefrau 
Hildegard, "mangels Beweises" frei. Erneut festgenommen wurde 
Krauth am 20. August 1939 in das Gerichtsgefainv Frankfurt a.M. 
eingeliefert. Man verdächtigte ihn, für den 20. April und 1. Mai 1938 
mit mehreren Kollegen zusammen kommunistische Flugschriften herge- 
stellt und in Gießen verbreitet, sowie über ein Attentat auf Hitler diskutiert 
zu habea. Gleichzeitig wurde erneut über die in 1937 aufgestellten 
Beschuldigungen gegen Krauth verhandelt. Im gleichen Verfahren wurde 
auch seine Ehefrau angeklagt. Der 2. Senat des Volksgerichtshofs ver- 
urteilte sie beide am 03. August 1940 zu einer lebenslihglichen Zucht- 
hausstrafe. Bis zum 13. August 1940 befand sich Max Arnulf Krauth im 
Untersuchungsgefängnis Berlin-Moabit; von dort wurde er zur Strafver- 
büßung in das Zuchthaus Hameln eingeliefert und am 17. Dezember 1941 
in das Zuchthaus Brandenburg verlegt. Er wurde am 30. Januar 1942 in 
das Zuchthaus Celle Ob- und später aahrscheinlich in das 
Konzentrationslager Neuengamme eingewiesen. Frau Krauth befand 
sich bis zum 20. September 1940 im Untersuchungsgefhgnis Berlin- 
Moabit und wurde von dort zur Strafverbüßung in das Frauemchthaus 
Cottbus iiberfUrt. Sie ist am 10. F e b  1941 nach Hagenau gebiacht 
worden. Von dort erfolgte am 26. März 1941 ihre Zurückverlegung nach 
Cottbus. Am 4. Februar 1945 wurde sie in das Zuchthaus Waldheim ein- 
gewiesen. 

Nun zu dem in Gießen wohl bekanntesten Fall vor dem Volksge- 
richtshof, dem gegen Dr. Alfred Emil Kaufmann, Heinrich und Elisabeth 

77 Ebenda. 
78 OUi Kassel OJs 220137. BAB Best. NJ Nr. 544. Beide saßen insgesamt 134 Tage in 

Polizei- bzw. Untersuchungshaft. 8; Dem Geburtstag von Adolf Hitler. 
2 H 62/40. BAB Best. NJ Nr. 544 Bd. 1,2 und 6. 
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Henriette Will, Renate Roese, Emilie Schmidt, Stephanie Hawryskow und 
Hildegard Falckenberg. Der Fall hatte von Anfang eine überregionale 
Bedeutung gewonnen, was sich in der Tatsache niedergeschlagen hat, daß 
er im Lagebericht des Oberstaatsanwalts Depenthal an seinen Vorgesetzen 
(Generalstaatsanwalt) vom 8. April 1942 Erwilhnung fand: "Im übrigen 
seien von den inzwischen anhängig gewordenen Sondergerichtssachen 
erwähnt: (...) die an den Herrn Oberreichsanwalt beim Volksgerichtshof 
abgegebene Strafsache gegen den Pfarrer a.D. Dr. phil. A. Kauhann und 
mehrere andere Personen in Gießen wegen Vorbereitung zum Hochverrat 
Abhörens ausländischer Sender und Heimäickevergehens (S Js 301/42).'"' 
Die Zusammenhänge sind seit den 80er Jahren ein lokalhistorisches 
Thema in Gießen. Zwischenzeitlich gibt es umfängliche 
Veröffentlichungen hierzu: 'Äskulap und Hakenkreuzb' (1982), Kurt 
Heyne (19!$), Peter Jatho (1995), AdamoIRehelt (1995), um nur einige 
zu nennen. 

Stellvertretend fiir alle in das Verfahren verwickelte, möchte ich das 
Schicksal von Frau Will kurz darstellen: Sie wurde am 03. August 1941 
vom Amtsgericht Gießen zu einer Geldstrafe von 100 RM bzw. einer 
Geffingnisstrafe von 20 Tagen verurteilt. Will wurde beschuldigt als Jüdin 
den Zwangsvornamen "Sara" nicht zu führen. Am 6. Februar 1942 kam sie 
unter dem Verdacht des Hochverrats in Schutzhaft und am 17. März 1942 
als Untersuchungsgefangene in die Haftanstalt Darmstadt. Sie wurde 
beschuldigt, seit dem Frühjahr 1941 gemeinsam mit ihrem Ehemann, dem 
Kunstmaler Heinrich Will, an dem "Freitagskränzchen" in der Wohnung 
Alfied Kaufinanns in Gießen teilgenommen zu haben. Dort habe sie 
ausländische Sender gehört und sich irn staatsfeindlichen Sinne 
unterhalten. Am 21. Juli 1942 verurteilte sie der 2. Senat des Volksge- 
richtshofs in Berlin wegen Rundfunkverbrechens zu einer Zuchthausstrafe 
von sechs Jahren. Am 14. August 1942 erfolgte ihre ÜberI3hrung in das 
Frauenzuchthaus Ziegenhain. Von dort wurde sie am 7. Dezember 1942 in 

" Thomas Klein: Die Lageberichte der Justiz aus Hessen 1940-1945. Hrsg. unter Mitar- 
beit von Oliver Uthe. Hessische Historische Kommission Darmstadt und Historische 
Kommission für Hessen. Quellen und Forschungen zur hessischen Geschichte Bd. 123, 
Darmstadt U. Marburg 1999, S. 378. '* Chroust, Peter u.a.: Äskulap und Hakenkreuz. Zur Geschichte der medizinischen 
Fakultät in Gießen zwischen 1933 und 1945, Frankfurt a.M.2 1989; Heyne, Kurt: 
Widerstand in Gießen und Umgebung 1933 - 1945, in: MOG, NF Bd. 71 (1986), S. 1 - 
2%; Jatho, Jörg-Peter: Das Gießener "Freitagskriinzchen". Dokumente zum Mißlingen 
einer Geschichtslegende - zugleich ein Beispiel fiir Entsorgung des National- 
sozialismus, Fulda 1995; Adarno, Hans: Der Gießener Kaufinann-Will-Kreis. Eine 
Auseinandersetzung mit dem Versuch, den Widerstand einzuengen, in: Studienkreis 
Deutscher Widerstand, 19. Jg., Nr. 39, S. 17 - 21. 
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das Konzen~ationslager Auschwitz übertuhrt, wo sie vermutlich ums 
Leben kam. 

Welche Hintergründe hatten die Vorgänge in der Wohnung von Alfied 
Kaufmann, die, und das sei an dieser Stelle angemerkt, seit vielen Jahren 
die Gernfiter in Gießen erhitzen. Ich möchte die Zusammenhänge aus der 
Erfahrung von vielen Hundert Verfahrensauswertungen beleuchten, ohne 
erneut Wasser auf die unterschiedlichen Mahlen geben zu wollen, die sich 
bisher mit teilweise gegensätzlichen Deutungen der Zusammenhänge 
diesem Thema gewidmet haben. Ich beginne mit dem Vorwurf der 
Anklage: 

"Sämtlich Angeschuldigte (...) [haben] in Gießen fortgesetzt und 
gemeinschaftlich durch eine und dieselbe Handlung 1. auslän- 
dische Sender absichtlich abgehört (...), 2. Im Inland es unter- 
nommen (...), während eines Krieges gegen das Reich der feind- 
lichen Macht Vorschub zu leisten (und) 3. das hochverräterische 
Unternehmen, mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt die 
Verfassung des Reichs zu Zlndern oder den Führer und Reichs- 
kanzler seiner verfassungsmäßigen Gewalt zu berauben vorbe- 
reitet (...), wobei die Tat darauf gerichtet war, zur Vorbereitung 
des Hochverrats einen organisatorischen Zusammenhalt herzu- 
stellen oder aufiecht zu erhalten. Die Angeschuldigten Kaufmann, 
Will und Roese ferner in Tateinheit (...) fortgesetzt und teilweise 
gemeinschaftlich Nachrichten ausländischer Sender, die geeignet 
sind, die Widerstandskraft des deutschen Volkes zu gefährden, 
vorsätzlich verbreitet zu haben."84 

Man darf sich von der Wortwahl der Anklageschrift nicht irritieren 
lassen, denn sie gibt im Grund nur die Paragraphen wieder, nach denen 
angeklagt wurde. Dies steht so in vielen Verfahren der Kriegszeit. 
Bemerkenswert ist allerdings, daß eine Norm mit in den Kanon aufge- 
nommen wurde, die gar nicht in die Zuständigkeit des Volksgerichtshofs 
fiel. Es handelt sich um die Verordnun über außerordentliche Rund- 
funkmaßnahmen vom 1. September 1939F deren Zustandigkeit in dieser 
Zeit bei den Sonder- und Militärgerichten lag. Sie erfaßte aber das 
eigentliche Vergehen der Geschehnisse in der Wohnung von Dr. Kauf- 
mann: sie hatten Radio gehört. Wie kam es zu den genannten Anklage- 
hintergründen. Der Schalter zwischen Radiohören und Feindbegünstigung 
bzw. Hochverrat liegt nach all den bisher gemachten Erfahrungen darin, 

83 VGH Az. 2 H 1 1  1/42. Quellen zum gesamten Verfahren: HStAD Abt. G 30 Darm- 
stadt Nr. 437,820,3087 und 3086; HHStAW Abt. 518 Nr. 3862; BAB Best. NJ Nr. 
8371 (Bd. 1,2,5,10 und 1 l), Nr. 4962 und 1935; Best. VGWZ Nr. K-093. 
Aukiageschrif? S. 3. BAB Best. VGWZ Nr. K-093. 
RGBI. I, S. 1683. 
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daß man nicht nur ausländis sich auch über 
die in Erfahrung gebrachten Informationen austauschte. Hinzu kam noch, 
daß Kaufmann und Will sich negativ zum Kriegsverlauf und zur Person 
Hitler geäußert sowie einen Putsch oder Umsturz geplant haben sollten. 
Ein eigenes Engagement in diese Richtungen wurde den Beteiligten nicht 
unterstellt. Es läßt sich aus den Verhörprotokollen herauslesen, daß es den 
Beteiligten eher um eine Kritik an der NSDAP, an der Person Hitler und 
der schlechten Politik der Regierenden ging, als um eine grundsätzliche 
Opposition gegen den Staat und die Regierungsform an sich. Das war im 
Grunde alles. Dies genügte aber Alr die NS-Justiz, eine grundlegende 
Gegnerschaft zum NS-System zu unterstellen, denn im Krieg war jedes 
Widerwort eines zu viel bzw. jede Unangepaßtheit nicht mehr zu dulden. 
Im Urteil wird dies auch deutlich zum Ausdruck gebracht. Unstrittig war, 
daß alle Angeklagten ausländische Sender gehört haben - das stand unter 
Strafe. Hierbei gab es keine weiteren Auslegungsnotwendigkeiten flir das 
Gericht. Das Gericht bejahte den von der Staatsanwaltschaft 
aufgeworfenen Straftatbestand des Hochverrats allerdings nicht. Für den 
Strafkahmen wurde der $91 b StGB herangezogen: "Wer im Inland (...) es 
unternimmt, während eines Krieges gegen das Reich (...) der feindlichen 
Macht Vorschub zu leisten (...) wird mit dem Tode oder mit lebenslangem 
Zuchthaus bestraft." Da der lebenslange Freiheitsentzug praktisch nicht 
verhängt wurde, blieb in aller Regel die Todesstrafe als Sanktion Alr 
solche Vergehen übrig. Wie brachte das Gericht, bei dem der 
Senatspräsident Walter Hartrnann den Vorsitz ehrte, nun die Handlungen 
der Beteiligten und den § 91 b StGB zusammen? Deutlich wird die vom 
Gericht geäußerte Annahme, daß die sieben Angeklagten keinen Umsturz 
oder M i c h e s  vor hatten. Bei Alfied Kaufmann und Heinrich Will wurde 
der Sachverhalt wie folgt aufgedröselt: 

"Der Vorbereitung zum Hochverrat hat der Senat keinen der 
Angeklagten als überführt erachtet. Abgesehen davon, daß sie 
einer auf einen gewaltsamen Umsturz gerichteten Organisation 
nicht angehört haben, läßt sich ~aufmann und Heinrich Will auch 
nicht nachweisen, daß sie selbst zu einem Umsturz beitragen 
wollten. Mehr Bedeutung als die Erörterung der möglichen 
Folgen eines verlorenen Krieges läßt sich den Gesprächen über 
den Umsturz oder die Aufteilung des Reichs nicht beilegen. (...) 
Die durch den Londoner Rundfunk verbreiteten Nachrichten in 
deutscher Sprache gehen bei der Totalität des Krieges darauf aus, 
das deutsche Volk zu zermürben, die innere Front im Reich ZU 
zersetzen und so dem Krieg eine günstige Wendung zu geben. Die 
Feindpropaganda stellt ein Mittel der Kriegf'Uhning dar, die 
Sendungen sind als Kriegshandlungen anzusehen. (...) Wer, wie 
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im vorliegenden Fall durch Kaufmann geschehen ist, im Lande 
andere anstiftet, durch sein Empfangsgerät Nachrichten der 
Feindpropaganda mit ihm zu hören, und sie so der Einwirkung der 
Feindpropaganda aussetzt, nimmt selbst an dieser Kriegshandlung 
auf Seiten des Feindes teil und fördert sie. Die Tat verwirklicht 
daher, da es im Interesse des Feindes gelegen ist, daß seine 
Nachrichten einen möglichst großen Kreis von Personen 
zugänglich gemacht werden, äußerlich alle Merkmale der 
landesverräterischen Feindbegünstigung im Sinne des 8 91 b 
StGB. An dem Merkmal der Vorschubleistung ändert nichts, daß 
der Kreis der Personen beschränkt ist. Denn für den Tatbestand 
als solchen ist nicht von Bedeutung, ob der Vorteil fiir die 
Feindmacht nur gering ist."86 

Es ist aufgrund der genannten Hintergründe wichtig zu betonen, daß es 
für die Nationalsozialisten nicht darauf ankam, daß eine Person sich gegen 
das Reich erhob, es genügte voll und ganz, daß jemand sich nicht mit der 
augenblicklichen Situation einverstanden erklären konnte oder aber 
einfach Angst vor einem verlorenen Krieg äußerte. Daraus in allen Fällen, 
aus unserer heutigen Sicht gesehen, Widerstandshandlungen zu 
konstruieren, ist schwierig und es wird den Opfern der NS-Justiz sicher- 
lich nicht gerecht. Das besagt nichts über das Leid, was den betroffenen 
Menschen angetan wurde. Nur darf, und dies möchte ich durchaus im 
Imperativ verstanden wissen, eine geschichtliche Aufarbeitung dieses 
Themas nicht dabei halt machen, alle staatliche Verfolgung auf vorange- 
gangene Widerstandshandlungen begründen zu wollen. Einfacher wäre 
dies Air das Verstehen der unsagbar schrecklichen Jahre zwischen 1933 
und 1945 sicherlich. Doch weist uns die Realität in ihren vielen Details 
ein anderes Bild vom Justizalltag der politischen Gerichte. Es zeigt uns 
zum einen, daß es durchaus einen Zeitabschnitt gegeben hat, der davon 
geprägt war, daß mutige Menschen es nicht geglaubt haben, daß der NS- 
Spuk länger als ein paar Monate dauern könne und &V etwas gegen das 
Regime unternommen haben. Aber selbst bei den parteipolitisch organi- 
sierten Kräften kam wohl schnell die Erkenntnis, daß da etwas auf 
Deutschland zu kam, was sich zu etablieren drohte. Wie wir wissen, ist 
dies auch geschehen und die Folgen sind bis heute spürbar, nicht nur in 
den unsäglichen Diskussionen um ein Mahnmal fiir die Einen und um ein 
anderes oder um keines für die Anderen. Andererseits haben die Unter- 
suchungen auch deutlich gemacht, daß die Angst vor potentiellen Staats- 
feinden - auch vor solchen, die im Gnmde gar keine waren - so tief im 
politisch Unterbewußten saß, daß, wie eine Moräne in ihrer Felsspalte, 
nach allem gebissen wurde, was den Anschein erwecken konnte, g e e -  
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lich zu sein, insbesondere auf dem Hintergrund der sogenannten Dolch- 
stoßlegende, dem verlorenen Ersten Weltkrieg durch den Zusammenbruch 
der sogenannten inneren Front. Dies zeigt sich aber nicht nur in den 
insgesamt 137 Urteilen des Volksgerichtshofs gegen 285 Personen, 
sondern ebenfalls in denen der Oberlandesgerichte Kassel und (bis Anfang 
1937) Darmstadt. 

Hier die bisher bekannten Zahlen: 

OLG-Kassel = 1.035 Verfahren gegen 2.969 Angeklagte 
OLG-Darmstadt = 1 15 Verfahren gegen 572 Angeklagte 

Insgesamt sind demnach mindestens 3.826 ~enschen;' die strafbare 
Handlungen im Dokumentationsgebiet begangen hatten, in politischen 
Strafverfahren abgeurteilt worden. 

Für Gießen und Umgebung (Landkreis) sind bisher 20 Verfahren gegen 
45 Angeklagte vor dem OLG Darmstadt (9) und Kassel (1 1) bekannt. 
Darunter kfmden sich 5 FreisprUche, zwei nicht weiter zu ermittelnde 
Verfahren und 38 Verurteilungen. Von den Freiheitsstrafen entfallen 14 
auf GefElngnis- und 24 auf Zuchthausstrafen. Vor den beiden 
Oberlandesgerichten wurden keine Angeklagten aus Gießen und Umge- 
bung zum Tode verurteilt. Unter den 45 Personen waren 41 Männer und 
vier Frauen. Gegen keine der Frauen ist eine Gefdngnisstrafe verhängt, 
sondern alle sind zu Zuchthaus verurteilt worden - und dies eher am 
oberen Ende der Strafskala (48,36 und 30 Monate). Dies gilt insbesondere 
flir den Kaufmann-Will-Fall, bei dem ausschließlich die beiden beteiligten 
Männer nach dem Landesverratsparagraphen bestraft wurden. Den 5 
Damen unterstellte man eine weniger bedeutsame Tätigkeit, was wohl 
eher etwas mit dem Frauenbild der ersten Hälfte unseres Jahrhunderts zu 
tun hatte, als mit dem, was sich tatsächlich im Wohnzimmer von Dr. 
Kaufmann an den besagten Freitagen abgespielt haben mag. Das soll 
heißen, Frauen wurde generell in diesen Zusammenhängen eine weniger 
geilüwliche Tätigkeit nachgesagt. Konnte oppositionelles oder unange- 
paßtesl Verhalten doch nicht von der Hand gewiesen werden, dann mußte 
die betreffende Frau als besonders getlhrlich gelten, da sie nicht nur 
straffällig geworden war, sondern darüber hinaus sich nicht entsprechend 
der ihr zugedachten Frauenrolle verhalten hatte. Dieses doppelt abwei- 
chende Verhalten wurde von den Richtern strafverschärfend herange- 
zogen. Die hier angedeuteten Zusammenhänge haben sich bei der Aus- 
wertung von tiber 800 Verfahren aus ganz Hessen ergeben und zeigen sich 

87 Mit dem Stand vom Dezember 2000. *' Das Verfahren gegen Konrad Appel wurde im November 1944 an das Zentralgericht 
des Heeres in Berlin-Charlottenburg abgegeben - siehe oben. 
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i r 
: . : in ihpm Hehmtdorf Ilschhausen, und behauptete, die Kommunisten ver- 
# f Q@n übe~ verborgene Waffenvorräte, die sie im Fail der Kriegmieder- 
. d ixmudwlen und g e p  die Nationalsozialisten ebefzen wUrden. 
' , Außerdem M e b t e  sie, daß sie Leute kenne, die regeImaßig ausiändi- ' sche Ruadhbader abhörten. Das Oberlandesgericht vemikilte . ? 

. sie am 24. f m w  1844 wegen Hochverrats und We ni 
e h r  Z w : h ~ ~ e  von dreidahren, dic sie bis zu- im 
Zuchthaus Wddheim verbaßte. 

91 HHStAW Abt. 518 Nr. 1096; BAB Abt. BDC Best. VGH P-137. 

MOHG NF 85 (2000) 




